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der Fraktion der AfD 
 
 
 
Kinder sind keine Bestellware – Verbot von Leihmutterschaft und deren Vermittlungs-
verbot konsequent durchsetzen!  
 
 
I.  Ausgangslage  
 
Leihmutterschaft ist in Deutschland aus guten Gründen verboten.1 Das geltende Recht schützt 
Frauen vor der wirtschaftlichen Verwertung ihres Körpers und Kinder davor, zum Gegenstand 
vertraglicher Vereinbarungen zu werden. Dennoch zeigt sich seit Jahren, dass dieses Verbot 
in der Praxis nicht nur gezielt unterlaufen und durch Leihmutterschaften im Ausland umgangen 
wird, sondern nach NDR-Recherchen auch „importierte Leihmütter“ in deutschen Krankenhäu-
sern Kinder gebären.2 
 
Insbesondere in Berlin und Nordrhein-Westfalen finden Veranstaltungen statt, auf denen in-
ternationale Agenturen, Kliniken und Vermittler für reproduktionsmedizinische Leistungen wer-
ben, die auf Eizellspende und Leihmutterschaft im Ausland hinauslaufen. Eine davon ist die 
jährlich stattfindende Messe „Wish for a Baby“, u. a. in Köln. Offiziell wird sie als Informations- 
und Beratungsveranstaltung für ungewollt kinderlose Paare präsentiert. Tatsächlich treten dort 
jedoch Anbieter auf, die Leihmutterschaft im Ausland bewerben oder den Zugang dazu in 
Deutschland vorbereiten. 
 
Dabei geht es längst nicht mehr nur um medizinische Hilfe bei unerfülltem Kinderwunsch, etwa 
durch Kinderwunschbehandlungen. Vielmehr wird man dort an Klinken vermittelt, die eigene 
Datenbanken pflegen, in denen man Eizellspenderinnen im Ausland nach äußeren Merkma-
len, Herkunft, Bildungsstand und weiteren Kriterien auswählen kann. Schwangerschaft wird so 
zur organisierbaren Dienstleistung herabgestuft. Es wird bewusst an den Gesetzen vorbei ein 
Ort bereitet, an dem Wege zum Kind beworben, Kontakte angebahnt und rechtliche sowie 
organisatorische Hürden für eine Leihmutterschaft praktisch umgangen werden. 
 
Aus den genannten Gründen steht die Messe „Wish for a Baby“ schon seit längerem in der 
Kritik, weil dort irreführende und womöglich rechtswidrige Angebote im Raum stehen.3 Die 
Landesregierung erklärte auf die Kleine Anfrage 6592 der AfD-Fraktion,4 die erteilte 

 
1 Gesetz zum Schutz von Embryonen (Embryonenschutzgesetz – ESchG): § 1 Mißbräuchliche Anwendung von 
Fortpflanzungstechniken; Gesetz über die Vermittlung und Begleitung der Adoption und über das Verbot der Ver-
mittlung von Ersatzmüttern (Adoptionsvermittlungsgesetz - AdVermiG): § 13b Ersatzmuttervermittlung 
2 https://www.tagesschau.de/investigativ/ndr/leihmutterschaft-deutschland-100.html (abgerufen am 21.04.2026) 
3 https://www.ndr.de/der_ndr/presse/mitteilungen/verdacht-des-menschenhandels-bei-leihmutterschaft-team-
recherche-doku-des-ndr-rekonstruiert-fall-eines-babys,pressemeldungndr-312.html (abgerufen am 21.04.2026) 
4 Lt.-Drucksache 18/16872 

https://www.tagesschau.de/investigativ/ndr/leihmutterschaft-deutschland-100.html
https://www.ndr.de/der_ndr/presse/mitteilungen/verdacht-des-menschenhandels-bei-leihmutterschaft-teamrecherche-doku-des-ndr-rekonstruiert-fall-eines-babys,pressemeldungndr-312.html
https://www.ndr.de/der_ndr/presse/mitteilungen/verdacht-des-menschenhandels-bei-leihmutterschaft-teamrecherche-doku-des-ndr-rekonstruiert-fall-eines-babys,pressemeldungndr-312.html
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Genehmigung sei mit der Auflage verbunden worden, dass jegliche Werbung oder Vermittlung 
im Zusammenhang mit Leihmutterschaft zu unterlassen sei. Zudem sei die Ausstellung unter 
enger Aufsicht der Ordnungsbehörden begleitet worden. Dennoch bestehen erhebliche Zwei-
fel, ob diese Auflagen tatsächlich wirksam kontrolliert und konsequent durchgesetzt werden. 5 
Nach Berichten von Messebesuchern war vor Ort von einer behördlichen Präsenz wenig zu 
bemerken, lediglich Fotos und Videos sollen vom privaten Sicherheitsdienst untersagt worden 
sein. Wer die Messe einmal betreten hatte, wurde mit Informationen und Broschüren zum 
Thema Leihmutterschaft sowie Klinikkontakten nahezu überschüttet.  
 
Auf detaillierte Nachfragen zum konkreten Vorgehen erhielten Interessierte zwar oberflächli-
che Auskünfte, häufig aber ausweichend und nur im vertraulichen Zwiegespräch. Gleichzeitig 
erfolgte eine gezielte Weitervermittlung an die Messe „Men Having Babies“ in Brüssel. Dort 
fanden erste vertiefte Beratungsgespräche zur Leihmutterschaft im Ausland statt. In diesem 
Rahmen kam es auch zu konkreten Gesprächen in Hinterzimmern, in denen eine Ärztin aus 
den USA über Erfolgswahrscheinlichkeiten und rechtliche Rahmenbedingungen informierte.6 
 
Scharfe Kritik an der Leihmutterschaft übt auch ein aktueller Bericht der UN-Sonderberichter-
statterin für Gewalt gegen Frauen und Mädchen, die vor schwerwiegenden menschenrechtli-
chen, gesundheitlichen und sozialen Risiken warnt.7 Weiter heißt es, dass Verträge im Rah-
men von Leihmutterschaftsvereinbarungen regelmäßig die medizinische Selbstbestimmung 
der  Frauen einschränkten, etwa durch vorgeschriebene, medizinisch nicht indizierte Kaiser-
schnitte, Einschränkungen der Bewegungsfreiheit oder Klauseln zur Durchführung von Abtrei-
bungen gegen den Willen der schwangeren Frau. Auch seien Leihmütter erheblichen physi-
schen und psychischen Gesundheitsrisiken ausgesetzt, u. a. einer erhöhten Rate von Frühge-
burten, Komplikationen infolge hormoneller Vorbehandlungen sowie langfristigen körperlichen 
Folgeschäden. 
 
In der Praxis der Leihmutterschaft zeigt sich zudem häufig ein erhebliches Machtgefälle: Die 
Auftraggeber stammen nicht selten aus wohlhabenden Staaten oder Einkommensgruppen, 
während die austragenden Frauen aus wirtschaftlich benachteiligten Verhältnissen kommen. 
Unter solchen Bedingungen ist die Rede von einer freien und unbeeinflussten Entscheidung 
oft nicht mehr als eine wohlklingende Fassade. 
 
Ebenso schwer wiegt das Kindeswohl. Das deutsche Recht knüpft die Mutterschaft bewusst 
an die Frau, die das Kind geboren hat (§ 1591 BGB). Diese Regelung dient der rechtlichen 
Klarheit und dem Schutz des Kindes. Bei der Leihmutterschaft hingegen wird die Beziehung 
zwischen austragender Frau und Kind bewusst von vornherein nur auf Zeit angelegt und ihre 
Trennung durch einen entsprechenden Vertrag geregelt. Schwangerschaft wird damit auf ei-
nen bloßen biologischen Vorgang reduziert und das Kinderkriegen kommerzialisiert.  
 
Nicht selten werden von zahlungswilligen Paaren bis zu 200.000 Euro für ein Kind abverlangt, 
je nachdem aus welchem Land die Leihmutter und die entsprechende Agentur stammen.8 
Nach der Geburt können die intendierten Eltern dann die Entscheidung eines Gerichts oder 
einer Behörde aus dem Geburtsstaat des Kindes vorlegen, wonach einer von ihnen oder beide 
rechtliche Eltern des Kindes sind, um beim deutschen Familiengericht eine Entscheidung über 

 
5 https://afdbundestag.de/babys-sind-keine-bestellware/ (abgerufen am 21.04.2026) 
6 https://www.youtube.com/watch?v=gD-Dz3TZ5Ek (abgerufen am 28.04.2026) 
7 https://www.aerzteblatt.de/news/scharfe-kritik-an-leihmutterschaft-75752df5-3750-490e-8f97-252ff40cb88c (ab-
gerufen am 21.04.2026) 
8 https://www.ndr.de/fernsehen/sendungen/panorama/archiv/2025/leihmutterschaft-das-weltweite-geschaeft-mit-
babys,baby-ware-leihmuetter-100.html (abgerufen am 21.04.2026) 
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die Anerkennung dieser ausländischen Entscheidung zu beantragen. Eine solche Feststellung 
ist für Gerichte und Verwaltungsbehörden bindend.9  
 
Trotz der bekannten Kritik und Vermittlung von Leihmutterschaft sieht die Landesregierung 
„keinen unmittelbaren Zusammenhang“ zwischen den Kinderwunschmessen und dem Kinder-
schutz.10 Wie viele Paare aus NRW ein Kind durch eine Leihmutter bekommen haben, weiß 
sie ebenfalls nicht, da diese Daten nicht erhoben werden.11  
 
Vor diesem Hintergrund ist es nicht hinnehmbar, dass Nordrhein-Westfalen Veranstaltungs-
orte für die Anbahnung von Leihmutterschaften bietet. Das Land darf nicht länger zusehen, 
wie Verbote durch Auslagerung, inländische Vorfeldvermittlung und starker Ausdehnung des 
deutschen Rechts entwertet werden. 
 
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 
1. Leihmutterschaft verletzt grundlegende Schutzprinzipien des deutschen Rechts. 
 
2. Veranstaltungen wie die Messe „Wish for a Baby“ schaffen faktisch einen Ort für die 

Anbahnung, Bewerbung und Vermittlung von Leihmutterschaft im Ausland und tragen 
damit zur Umgehung des deutschen Verbots bei. 

 
3. Es bestehen erhebliche Zweifel, ob bestehende gesetzliche Verbote im Zusammenhang 

mit Kinderwunschmessen in Nordrhein-Westfalen bislang konsequent kontrolliert und 
durchgesetzt werden. 

 
4. Die gezielte Auswahl von Eizellspenderinnen nach äußeren, ethnischen, sozialen oder 

bildungsbezogenen Merkmalen fördert eine bedenkliche Form der Kommerzialisierung 
und Selektion menschlicher Fortpflanzung. 

 
5. Die Leihmutterschaft ist mit erheblichen Risiken für Frauen verbunden und beruht häufig 

auf sozialen und ökonomischen Ungleichgewichten, die Ausbeutung begünstigen. 
 
6. Es ist nicht hinnehmbar, dass in Deutschland verbotene Praktiken über den Umweg aus-

ländischer Angebote vorbereitet, beworben und am Ende über Anerkennungsverfahren 
faktisch abgesichert werden. 

 
  

 
9 https://www.lsvd.de/de/ct/1442-Leihmutterschaft-Rechtslage-in-Deutschland (abgerufen am 21.04.2026) 
10 Lt.-Drucksache 18/16872 
11 Lt.-Drucksache 18/9323 

https://www.lsvd.de/de/ct/1442-Leihmutterschaft-Rechtslage-in-Deutschland
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III. Der Landtag fordert daher die Landesregierung auf: 
 
1. alle rechtlichen und ordnungsbehördlichen Möglichkeiten auszuschöpfen, um Werbung, 

Anbahnung und Vermittlung von Leihmutterschaft in Nordrhein-Westfalen konsequent 
zu unterbinden; 

 
2. Kinderwunschmessen und vergleichbare Veranstaltungen in Nordrhein-Westfalen künf-

tig stärker zu kontrollieren und insbesondere zu prüfen, ob durch Aussteller, Veranstalter 
oder begleitende Angebote gegen § 13c oder § 13d Adoptionsvermittlungsgesetz ver-
stoßen wird; 

 
3. sich auf europäischer Ebene für ein EU-weites Verbot der Vermittlung und Werbung für 

Leihmutterschaft einzusetzen, um die grenzüberschreitende Umgehung nationaler Ver-
bote wirksam einzudämmen; 

 
4. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, die Hürden für die Anerkennung einer im Aus-

land durch Leihmutterschaft erworbenen Elternschaft auszuweiten; 
 
5. sich auf Bundesebene für eine Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung der gesetz-

lichen Bestimmungen starkzumachen, insbesondere im Adoptionsvermittlungsgesetz 
und im Embryonenschutzgesetz; 

 
6. die Öffentlichkeit verstärkt über die rechtliche Lage sowie über die ethischen, gesund-

heitlichen und menschenrechtlichen Risiken der Leihmutterschaft aufzuklären. 
 
 
 
Zacharias Schalley  
Dr. Martin Vincentz 
Christian Loose 
 
und Fraktion  

 
 


